
Verschlimmerungsantrag

Verschlechtert sich der Gesundheitszustand, kann ein Antrag zur Neufeststellung des
GdB (sog. Verschlimmerungsantrag) gestellt werden. Hierzu ist wie beim Erstantrag zu
verfahren. Behandelnde Ärzte und Krankenhäuser werden dann erneut um Auskunft
gebeten.

WICHTIG:

Ergibt die Prüfung der Voraussetzungen, dass sich der Gesundheitszustand
gebessert hat oder die vorherige Bewertung unrichtig war, kann der GdB
herabgesetzt werden.



Rückwirkende Anerkennung

Grundsätzlich wird im Bescheid als Feststellungszeitpunkt das Datum der
Antragstellung verwendet; der Gültigkeitsbeginn des Schwerbehindertenausweises leitet
sich also vom Tag der Antragstellung ab (nicht vom Tag der Bescheiderstellung!).

Auf Antrag kann festgestellt werden, dass ein GdB oder gesundheitliche Merkmale
bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgelegen haben. Dazu muss aber ein besonderes
Interesse glaubhaft gemacht werden (z. B. rückwirkende Feststellung um eine
Altersrente für schwerbehinderte Menschen abschlagsfrei beziehen zu können).
Aussagekräftige Arztbefunde oder Krankenhausberichte sollten belegen, dass zum
gewünschten Zeitpunkt die funktionellen Einschränkungen bereits in diesem Ausmaß
vorhanden waren.

RECHTSGRUNDLAGEN ZUM NACHLESEN

§ 152 Abs. 1 Satz 2 SGB IX



Gültigkeit und Verlängerung des Ausweises

Die Dauer der Gültigkeit eines Schwerbehindertenausweises ist auf dem
Behördenanschreiben, das dem Schwerbehindertenausweis beiliegt, und auf dem
Schwerbehindertenausweis selbst (Monats- und Jahresangabe auf der Vorderseite des
Ausweises) ersichtlich. Die maximale Gültigkeitsdauer beträgt fünf Jahre. Dasselbe gilt
entsprechend auch für eine Verlängerung des Ausweises.

Bei Kindern wird der Ausweis auf das 10. Lebensjahr befristet. Bei einem Alter
zwischen zehn und 15 Jahren kann der Schwerbehindertenausweis bis zum
20. Lebensjahr befristet werden.

Bei in Deutschland lebenden Ausländern ist die Gültigkeitsdauer des
Schwerbehindertenausweises maximal bis zum Ablauf der Gültigkeit des
Aufenthaltstitels, der Aufenthaltsgestattung oder der Arbeitserlaubnis festgelegt.

Verbessert oder verschlechtert sich der Gesundheitszustand wesentlich, sind Inhaber
des Schwerbehindertenausweises verpflichtet, dies dem Versorgungsamt mitzuteilen,
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§ 152 Abs. 5 SGB IX

ABER WICHTIG:

Liegen Diagnosen vor, die eine Änderung des Gesundheitszustands nicht
erwarten lassen, kann der Ausweis in vielen Bundesländern auch unbefristet
ausgestellt werden.

PRAXIS-TIPP:

Beantragen Sie rechtzeitig (ca. drei Monate vor Ablauf) eine Verlängerung der
Gültigkeitsdauer. Eine Verlängerung ist zweimal möglich; danach muss ein
neuer Ausweis beantragt und ausgestellt werden. Dazu ist ein neues Lichtbild
erforderlich.



damit ggf. der GdB und die Merkzeichen neu festgesetzt werden können.



Merkzeichen auf dem Schwerbehindertenausweis

Um bestimmte Rechte in Anspruch nehmen zu können (z. B. unentgeltliche
Beförderung im öffentlichen Personenverkehr), muss im Schwerbehindertenausweis
das jeweilige Merkzeichen eingetragen sein. Die unterschiedlichen Merkzeichen
werden nachfolgend beschrieben.

G: Erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr

Dieses Merkzeichen wird im Ausweis eingetragen, wenn der Betroffene in seiner
Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr erheblich eingeschränkt ist. Die Betroffenen
sind aufgrund ihrer körperlichen Einschränkung nicht in der Lage, Wegstrecken im
Ortsverkehr ohne Gefahr für sich oder andere zurückzulegen, die üblicherweise
altersunabhängig und ohne Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse noch zu Fuß
zurückgelegt werden können.

In vielen Fällen resultiert die Einschränkung aus einem eingeschränkten Gehvermögen.
Diese erhebliche Gehbehinderung kann von einer Funktionsstörung der unteren
Gliedmaßen und/oder der Lendenwirbelsäule ausgehen und muss als Einzel-GdB 50 –
bei bestimmten Ausnahmen mindestens 40 – betragen, um für das Merkzeichen relevant
zu sein.

Die Bewegungsunfähigkeit kann aber auch durch Erkrankung innerer Organe (z. B. Herz-
oder Atmungsinsuffizienz) oder durch Anfälle (z. B. Epilepsie, Schockzustände)
verursacht werden.

RECHTSGRUNDLAGEN ZUM NACHLESEN

§ 229 Abs. 1 SGB IX

Anlage zu § 2 der Versorgungsmedizin-Verordnung, dort Teil D Nr. 1

WICHTIG:

Nach aktueller Rechtsprechung gilt als ortsübliche Wegstrecke eine Strecke
von etwa zwei Kilometern, die in etwa einer halben Stunde zurückgelegt wird.


